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Empfehlung fir eine
EMPFEHLUNG DESRATES

zum Nationalen Reformprogramm der Slowakei 2012

und Stellungnahme zum Stabilitatsprogramm der Slowakel fur die Jahre 2012-2015

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken', insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

auf Empfehlung der Européischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments®,
unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Anhdrung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwégung nachstehender Griinde:

() Am 26.Méaz 2010 nahm der Europédische Rat den Vorschlag der Européischen
Kommission fur eine neue Wachstums- und Beschéftigungsstrategie (,, Europa 2020%)
an, deren Kernpunkt eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik in den
Bereichen ist, in denen Handlungsbedarf besteht, wenn Europas Potenzial fur
nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit erhtht werden soll.

(20 Am 13.Juli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den Grundziigen der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union (2010 bis 2014) und am
21. Oktober 2010 einen Beschluss Uber Leitlinien fir beschaftigungspolitische
Malinahmen der Mitgliedstaaten” an, die zusammen die ,integrierten Leitlinien
bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, ihre nationalen Wirtschafts- und
Beschéftigungspolitiken in Anlehnung an die integrierten Leitlinien auszugestalten.

ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
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Beschluss 2012/238/EU des Rates vom 26. April 2012.

A W N B



DE

3

(4)

(%)

(6)

(7)

(8)

Am 12. Juli 2011 nahm der Rat eine Empfehlung zum Nationalen Reformprogramm
der Slowakei fur 2011 an und nahm Stellung zum aktualisierten Stabilitétsprogramm
der Slowakei fur 2011-2014.

Am 23. November 2011 nahm die Kommission den zweiten Jahreswachstumsbericht
an, mit dem das zweite Européische Semester, d. h. die in der Strategie Europa 2020
verankerte, integrierte Ex-ante-Politikkoordinierung, eingeleitet wurde. Am
14. Februar 2012 nahm die Kommission auf der Grundlage der Verordnung (EU)
Nr. 1176/2011 den Warnmechanismus-Bericht® an, in dem die Slowakei nicht als einer
der Mitgliedstaaten genannt wurde, fur die eine eingehende Prifung angestellt werden
sollte.

Am 2. M&rz 2012 erklarte der Européische Rat die Stabilitdt des Finanzsystems, die
Haushaltskonsolidierung und Mal3nahmen zur Wachstumsankurbelung zu Prioritaten.
Er betonte, dass es notwendig sei, weiterhin eine differenzierte, wachstumsfreundliche
Haushaltskonsolidierung zu verfolgen, eine normale Kreditvergabe an die Wirtschaft
sicherzustellen, Wachstum und Wettbewerbsféhigkeit zu fordern, die Arbeitslosigkeit
zu bekampfen, die soziden Folgen der Krise abzufedern sowie die offentliche
Verwaltung zu modernisieren.

Am 2. Méarz 2012 ersuchte der Européische Rat die am Euro-Plus-Pakt teilnehmenden
Mitgliedstaaten auf3erdem, die von ihnen eingegangenen Verpflichtungen so zeitig
mitzuteilen, dass sie in ihren Stabilitats- bzw. Konvergenzprogrammen und Nationalen
Reformprogrammen Berticksichtigung finden kénnen.

Am 30. April 2012 Ubermittelte die Slowakei ihr Stabilitétsprogramm fir den
Zeitraum  2012-2015 und ihr Nationales Reformprogramm 2012. Um
Uberschneidungen Rechnung zu tragen, wurden beide Programme gleichzeitig
bewertet.

Aufgrund der Bewertung des Stabilitétsprogramms 2012 gemal3 der Verordnung (EG)
Nr. 1466/97 des Rates ist der Rat der Auffassung, dass das den Haushaltsprojektionen
in dem Programm zugrunde liegende makrotkonomische Szenario plausibel ist,
obwohl diese von einem etwas hoheren realen BIP-Wachstum fur 2012 ausgehen. Es
entspricht weitgehend den Prognosen der Kommission vom Friihjahr 2012. Erkléartes
Ziel der im Programm umrissenen Haushaltsstrategie ist es, die langfristige
Nachhaltigkeit der offentlichen Finanzen sicherzustellen. Die hierflr festgelegten
Zwischenschritte sind eine strenge Ausfiihrung des Haushalts 2012 und eine Senkung
des Gesamtdefizits auf unter 3 % des BIP im Jahr 2013, was die vom Rat festgesetzte
Frist fur die Korrektur des Gberméfdigen Defizits darstellt. Die Erreichung des Ziels fur
das Gesamtdefizit im Jahr 2013 konnte jedoch hinter den Erwartungen zurtickbleiben.
Im Programm wurde das mittelfristige Haushaltsziel eines beinahe ausgeglichenen
Haushalts in ein strukturelles Defizit von 0,5 % des BIP umgewandelt, mit dessen
Erreichung nicht innerhalb des Programmzeitraums gerechnet wird. Das neue
mittelfristige Haushaltsziel spiegelt in angemessener Weise die Anforderungen des
Stabilitdtss und Wachstumspakts wider. Ausgehend vom (neu berechneten)
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strukturellen  Haushaltssaldo®  belauft  sich  die  durchschnittliche  jahrliche
Konsolidierungsanstrengung im Zeitraum 2010-2013 auf 1,3 % des BIP, was deutlich
Uber dem vom Rat empfohlenen erforderlichen Wert liegt, wohingegen die restliche
Konsolidierungsanstrengung stark auf 2013 konzentriert ist. Das Ziel fur 2013 ist mit
Risiken behaftet, da die vorgeschlagenen einnahmeseitigen Maldnahmen hinter den
Zielen zurickbleiben kdnnten; es kdnnte schwierig werden, alle kleineren Malinahmen
gleichzeitig umzusetzen, und in der Slowakei sind die Defizitziele in der
Vergangenheit schon 6fters im Nachhinein nach oben korrigiert worden. Auf3erdem
konnten sich weitere sektoribergreifende Ausgabeneinschnitte mittelfristig als
unhaltbar erweisen. In den Jahren 2014 und 2015 beléuft sich die durchschnittliche
Konsolidierungsanstrengung auf 0,3 % des BIP jahrlich, was unter der geforderten
Anpassung von 0,5 % des BIP fur die Lander liegt, die das mittelfristige Haushaltsziel
noch nicht erreicht haben. Gleichwohl entspricht laut dem Programm die Zuwachsrate
der oOffentlichen  Ausgaben unter Berlcksichtigung der  diskretiondren
einnahmeseitigen Mal3nahmen den Ausgabenrichtwerten des Stabilitétss und
Wachstumspakts in den spéteren Jahren des Programms. Die Staatsverschuldung
durfte deutlich unter 60 % des BIP bleiben. Die Slowakei hat zwar einen Rechtsakt zur
Einrichtung eines Finanzrats erlassen, dieser ist jedoch bislang noch nicht eingesetzt,
und die Rechtsvorschriften fur die Ausgabenobergrenzen wurden noch nicht
angenommen.

Angesichts des abnehmenden Spielraums fir ene weitere ausgabenseitige
Konsolidierung und der Notwendigkeit, die Fortsetzung der Konvergenz durch
Ausgaben in  Schlisselbereichen wie  Bildungswesen, Innovation und
Verkehrsinfrastruktur zu unterstitzen, besteht die Mdéglichkeit fur Mal3nahmen zur
Ausweitung der Steuerbemessungsgrundlage, zur Einddmmung von Steuerflucht und
zur Verbesserung der Einhaltung von Steuervorschriften, ohne dass hierdurch
kurzfristige Wachstumsaussichten geschmdert werden. Durch Behebung einer der
grofiten Mehrwertsteuerliicken in der EU lief3en sich zusétzliche Einnahmen in
erheblichem Umfang erschlief3en. Ebenso besteht die Mdoglichkeit, Steuern zu
erhohen, die sich nur minimal auf das Wachstum auswirken, etwa durch Immoabilien-
oder Umweltsteuern. Die effektive Besteuerung der Arbeitseinkommen ist je nach Art
der Beschéftigung unterschiedlich. Dies schafft einen Anreiz fur die Umstellung auf
flexiblere Beschaftigungsverhdltnisse, was sich sowohl kurz- as auch langfristig
nachteilig auf die 6ffentlichen Haushalte auswirkt.

Die Slowakel ist die langfristige Nachhaltigkeit ihrer offentlichen Finanzen nur
teilweise angegangen, da sie die geplanten Anderungen an der umlagefinanzierten
Saule ihres Rentensystems nicht vorgenommen hat. ES wurden andererseits
Maldnahmen zur Verbesserung der Tragfdhigkeit der kapitalgedeckten Saule des
Rentensystems getroffen. Instabile rechtliche Rahmenbedingungen mit haufigen
grundlegenden Anderungen haben jedoch in der Vergangenheit erhebliche
Anpassungskosten verursacht und bei der kapitalgedeckten Saule zu Unsicherheiten
geflhrt.

Es wurden keine nennenswerten Schritte unternommen, um das Problem der
Arbeitdosigkeit in der Slowakel zu losen. Es ist weiterhin erforderlich, die

Konjunkturbereinigter Saldo ohne enmalige und sonstige befristete Malinahmen nach
Neuberechnungen der Kommissionsdienststellen anhand der Programmdaten unter Anwendung der
gemeinsamen Methodik.
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Wirksamkeit der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu verbessern und die Kapazitét der
offentlichen Arbeitsmarktverwaltung zu erhéhen. Ferner sind Mal3nahmen nétig, die
die Teilnahme von &teren Arbeitnehmern und Frauen am Arbeitsmarkt verstérken,
insbesondere durch Bereitstellung von Kinderbetreuungsmal3nahmen. Die Belastung
der Arbeit durch Steuern und andere obligatorische Abgaben ist fir Geringverdiener
weiterhin recht hoch, und eine erhebliche Zahl von Arbeitssuchenden hat kaum
Anreize, die Sozialhilfe durch Einkinfte aus einer Beschaftigung mit niedrigem
Arbeitsentgelt zu ersetzen.

Es wurden nur begrenzte Maldnahmen ergriffen, um die geringe Qualitét der
allgemeinen und beruflichen Bildung zu verbessern. Zur Bekdmpfung der hohen
Jugendarbeitslosigkeit in der Slowakel sollte der Jugendaktionsplan, einschliefdlich der
Reform der Berufsbildung und der Hochschulausbildung, in Ubereinstimmung mit
dem Arbeitsergebnis des aus Vertretern der Slowakei und der Kommission
zusammengesetzten Aktionsteams gegen Jugendarbeitslosigkeit, unverziglich
angenommen und umgesetzt werden. Es wurde eine Uberarbeitete Strategie fir
lebensdanges Lernen festgelegt. Besondere Anreize zur Erhdhung  der
Teilnehmerzahlen wurden jedoch nicht geschaffen.

Randgruppen, einschliefdlich Roma, sind vom Arbeitsmarkt und vom allgemeinen
Bildungssystem weitgehend ausgeschlossen, so dass ein grofies Arbeitskréftepotenzial
fur die slowakische Wirtschaft nicht ausreichend genutzt wird. Zur Behebung dieses
Problems sollte die Slowakei ihre Bemihungen um Verbesserung der
Bildungsergebnisse von Randgruppen verstdrken und die Mal3nahmen zur
Wiedereingliederung von Erwachsenen intensivieren.

Die Slowakei hat die Transparenz sowohl der Vorschriften fur die offentliche
Auftragsvergabe als auch im Justizwesen deutlich verbessert, auch wenn ihre
Gerichtsverfahren weiterhin langwierig und kostenaufwandig bleiben. Die allgemeine
Qualitédt und Kapazitdt der offentlichen Institutionen ist allerdings immer noch
unzureichend. Der 6ffentlichen Verwaltung fehlt ein strategisches Konzept, und sie
leidet unter ener hohen Fluktuation des Personals und unzureichendem
Kapazitétsaufbau, was sich als Hemmnis bei der Erarbeitung und Durchfihrung von
politischen Mal3nahmen und der Erbringung 6ffentlicher Dienstleistungen auswirkt.

Die Slowakei ist im Rahmen des Euro-Plus-Pakts eine Reihe von Verpflichtungen
eingegangen. Diese Verpflichtungen und die Durchfihrung der im Jahr 2011
unternommen  Verpflichtungen betreffen die Beschaftigungsforderung, die
V erbesserung der Wettbewerbsfahigkeit, die Konsolidierung der 6ffentlichen Finanzen
und die Starkung der finanziellen Stabilitdt. Die Kommission hat geprift, inwiefern
die Euro-Plus-Pakt-Verpflichtungen umgesetzt wurden. Die Ergebnisse dieser
Bewertung sind in die Empfehlungen eingeflossen.

Im Rahmen des ,, Europaischen Semesters* hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
der Slowakei eingehend geprift. Sie hat das Stabilitétsprogramm und das Nationale
Reformprogramm bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fir eine auf Dauer
tragfahige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in der Slowakei, sondern auch
die Ubereinstimmung mit den EU-Vorschriften und —Richtungsvorgaben
berticksichtigt, um durch auf EU-Ebene entwickelte VVorgaben fir kinftige nationale
Entscheidungen die wirtschaftspolitische Steuerung der Européischen Union
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insgesamt zu stérken. Ihre Empfehlungen im Rahmen des ,, Européischen Semesters®
sind in die nachstehenden Empfehlungen 1 bis 7 eingeflossen.

(17) Hiervon ausgehend hat der Rat das Stabilitétsprogramm der Slowakel gepriift; die
Empfehlung 1 spiegelt seine Stellungnahme’ hierzu wider -

EMPFIEHLT, dass die Slowakel im Zeitraum 2012-2013 folgende Mal3nahmen ergreift. Die
Slowake sollte

1 im Jahr 2012 weitere Mal3nahmen treffen und prazisieren, welche Malinahmen im
Jahr 2013 notwendig sind, um das UbermaRige Defizit in nachhaltiger Weise zu
korrigieren und fir die strukturellen Anpassungsanstrengungen gemald den
Empfehlungen des Rates im Rahmen des Defizitverfahrens sorgen; gezielte
Ausgabensenkungen vornehmen und gleichzeitig die wachstumsfordernden
Ausgaben beibehalten und die Bemihungen zur Verbesserung der Effizienz
oOffentlicher Ausgaben erhéhen; anschlief3end far angemessene
Strukturanpassungsbemihungen sorgen, um ausreichende Fortschritte bei der
Verwirklichung des mittelfristigen Haushaltsziels, einschliefdlich des Richtwerts fir
die Ausgaben, zu erreichen; die Einrichtung des Finanzrats beschleunigen und
Vorschriften fir Ausgabenobergrenzen erlassen;

2. die Einhaltung der Steuervorschriften, insbesondere durch Steigerung der Effizienz
der MwSt-Erhebung, verbessern; die Verzerrungen bel der Besteuerung von
Arbeitnehmern zwischen den einzelnen Beschaftigungsformen, auch durch
Begrenzung der steuerlichen Abziige, abbauen; die Besteuerung von Immobilien an
deren Marktwert koppeln; Umweltsteuern intensiver nutzen;

3. die umlagenfinanzierte Saule des Rentensystems weiter anpassen, insbesondere
durch Anderung des Indexierungsmechanismus; das gesetzliche Rentenalter direkt an
die Lebenserwartung koppeln und zur Berlicksichtigung des demografischen
Wandels einen Nachhaltigkeitsfaktor in die Rentenformel einbauen; Stabilitét und
Tragfahigkeit der kapitalgedeckten Saule sicherstellen;

4. die Kapazitdt der oOffentlichen Arbeitsmarktverwaltungen im Hinblick auf eine
Verbesserung der Zielgenauigkeit, Ausgestaltung und Bewertung der aktiven
arbeitsmarktpolitischen Mal3nahmen erhdhen, um die Arbeitsvermittlung fir junge
Menschen, Langzeitarbeitslose, dltere Arbeitssuchende und Frauen besser an den
personlichen  Gegebenheiten  ausrichten; fuir die Bereitstellung  von
Kinderbetreuungseinrichtungen sorgen; die Steuer- und Abgabenlast fir
Geringverdiener vermindern und das Soziallei stungssystem anpassen;

5. den  Jugendaktionsplan, insbesondere in  Bezug auf Quaitd und
Arbeitsmarktrelevanz von algemeiner und beruflicher Bildung, auch durch
EinfUhrung eines Lehrlingsausbildungssystems, annehmen und umsetzen; die
Qualitdt der Hochschulausbildung durch Stédrkung von Qualitétssicherung und
Ergebnisorientierung verbessern;

6. aktive Maldnahmen ergreifen, um den Zugang geféhrdeter Gruppen, einschliefdlich
Roma, zu Schulen und Vorschulen und die Qualitét dieser Einrichtungen zu

! Gemal3 Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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verbessern; Erwachsene durch  aktivierende Malinahmen und gezielte
Arbeitsvermittlungsmal3nahmen, zweiten Bildungsweg und kurze
Berufshildungsgange wieder in den Arbeitsmarkt eingliedern;

die Qualitét des offentlichen Dienstes, auch durch besseres Persona management,
steigern; die Dauer von Gerichtsverfahren weiter verkirzen und die Stellung des
Amtes fr offentliche Beschaffung als unabhéngiger Stelle stérken.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Prasident/Die Prasidentin
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

